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Stadt Karlsruhe 
Stadtplanungsamt 
Telefon: 6151 
E-Mail: planverfahren@stpla.karlsruhe.de 
www.karlsruhe.de 

 

Bekanntmachung der Stadt Karlsruhe 
Stadt beteiligt Öffentlichkeit an der Bauleitplanung 

 
Das Stadtplanungsamt legt die allgemeinen Ziele und Zwecke des Bebauungsplanes dar. 

 
Die Stadt Karlsruhe beabsichtigt, für das dargestellte Gebiet einen Bebauungsplan aufzustellen. Es handelt 
sich hier um einen Bebauungsplan, der im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB aufgestellt wird. Es 
wird deshalb keine Umweltprüfung durchgeführt. 

 
Nach § 3 Abs. 1 BauGB ist die Öffentlichkeit von der Planung zu unterrichten. Deshalb werden im 
nachfolgenden Beitrag die allgemeinen Ziele und Zwecke des Bebauungsplanes veröffentlicht. 

 
Darüber hinaus bietet das Stadtplanungsamt, Bereich Planverfahren, Lammstraße 7, Zimmer D 117, in der 
Zeit vom 20. September 2021 bis 15. Oktober 2021 während der Dienststunden die Möglichkeit, die 
Planunterlagen einzusehen und zu erörtern. 
Eine Einsichtnahme in die ausgelegten Planunterlagen ist wegen der aktuellen Coronasituation nur nach 
vorheriger terminlicher Absprache mit den Mitarbeitenden des Stadtplanungsamtes unter der Tel.-Nr. 
0721/133 6151 oder per Email - planverfahren@stpla.karlsruhe.de - möglich. 
Zur Erleichterung der Information der Öffentlichkeit kann der Bebauungsplanentwurf während des 
genannten Zeitraumes auch im Internet unter www.karlsruhe.de/bebauungsplanung  eingesehen 
werden. Hier sind über ein Formular Stellungnahmen möglich. 

 
Während dieser Frist können auch Äußerungen zur Planung bei der oben genannten Dienststelle 
vorgetragen werden. Die Eingaben werden im Rahmen der Auswertung aller Äußerungen überprüft und 
fließen, soweit sie berücksichtigt werden können, in den weiteren Planungsprozess ein. Dazu ist keine 
gesonderte Benachrichtigung vorgesehen. Der danach erarbeitete Bebauungsplanentwurf wird im Rahmen 
des weiteren Verfahrens nach vorheriger Bekanntmachung öffentlich zur Einsicht ausgelegt werden. Bei 
dieser Gelegenheit kann dann zur Planung nochmals Stellung genommen werden. 

 
Öffnungszeiten des Stadtplanungsamtes: 
Montag bis Freitag von 8.30 Uhr bis 15.30 Uhr. 
Das Stadtplanungsamt ist mit den Straßenbahnlinien S 1, S 2, S 4, S 5, S 11, 1, 2, 3, 4, 5, 6 Haltestelle 
Marktplatz, gut zu erreichen. 

 
Bebauungsplan „Werbeanlagensatzung Innenstadt Karlsruhe“, Karlsruhe – Innenstadt-
Ost, Innenstadt-West, Südweststadt, Weststadt
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Planungskonzept 
Im Geltungsbereich der Satzung wird auf städtebaulicher Ebene Werbung als gewerbliche Hauptnutzung 
ausgeschlossen, da die hierfür regelmäßig verwendeten Werbeanlagentypen in Konkurrenz zu den zu 
fördernden Werbeanlagen an der Stätte der Leistung treten und negativ auf das Erscheinungsbild des 
städtebaulich aufzuwertenden Gebietes wirken. 
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Aufgabe und Notwendigkeit 
In den letzten Jahren ist in Karlsruhe eine deutliche Zunahme von Werbeanlagen zu beobachten, die in 
gegenseitiger Konkurrenz um Aufmerksamkeit immer dominanter in Erscheinung treten und die mit Hilfe 
des Bauordnungsrechts sowie bestehenden Planungsrechts nicht hinreichend gesteuert werden können. 
Insbesondere Werbeanlagen mit bewegtem Licht und wechselnden Motiven fallen vermehrt negativ auf, 
befördern Trading-Down-Effekte und Lichtverschmutzung. Hinzu kommt der Trend zu immer 
großformatigeren Elementen. 

 
Das in einem breiten Beteiligungsprozess erarbeitete City-Gutachten (Endbericht April 2019) hat die 
Werbeanlagensatzung als wichtige Maßnahme zur Verbesserung des Erscheinungsbildes der Innenstadt 
benannt und mit einer hohen Priorität zur Umsetzung empfohlen. Das Stadtplanungsamt hat seit 2018 
Einzelgespräche mit Personen des Einzelhandels, dem Stadtmarketing, dem Handelsverband Nordbaden 
und der IHK über mögliche Zielsetzungen geführt. Parallel wurde eine (nicht repräsentative) Online- 
Beteiligung auf dem Beteiligungsportal der Stadt durchgeführt. Bei der Frage nach den möglichen zu 
regelnden Aspekten sprachen sich die Teilnehmenden überwiegend für eine Reglementierung von 
bewegter Werbung, von Größe und Platzverbrauch und dem Erhaltungszustand der Werbeanlagen aus. 
Sowohl in den Einzelgesprächen als auch in der Online-Beteiligung wurde eine Regelung für den schnellen 
Rückbau abgängiger Werbeanlagen gefordert.
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Der öffentliche Raum soll eine höhere Aufenthaltsqualität und ein ästhetischeres Erscheinungsbild erhalten, 
indem Werbeanlagen den Gebäuden, Plätzen und Stadträumen unterzuordnen und einheitlicher zu 
gestaltet sind. Das kommt der Attraktivität für Bewohner und Besucher und damit auch der Wirtschaft 
zugute. 

 
Darüber hinaus soll die Werbeanlagensatzung den Werbenden Sicherheit und Klarheit über die 
Gestaltungsmöglichkeiten von Werbeanlagen geben und Gleichbehandlung innerhalb der jeweiligen Zonen 
im Geltungsbereich gewährleisten. Der originäre Zweck einer Werbeanlage als Informationsträger und 
Orientierungshilfe für die Kunden bleibt erhalten. Aufgrund der Größen- und Leuchtdichtebeschränkungen 
wird ein stadtbildschädliches, gegenseitiges Übertrumpfen im Wettbewerb um Aufmerksamkeit 
eingeschränkt und so eine verbesserte Wahrnehmbarkeit des jeweils einzelnen Geschäfts erreicht. 

 
Geregelt wird im Rahmen dieser Satzung auch die Gestaltung von Markisen und Automaten und die 
Behandlung von Fenstern und Schaufenstern, da diese Elemente, analog zu Werbeanlagen, dem 
gewünschten positiven Erscheinungsbild der Innenstadt in erheblichem Maß zu- oder abträglich sein 
können. 

 
Stadtplanungsamt 
 
 

Hinweis gemäß § 4 der Gemeindeordnung 
für Baden-Württemberg 

 
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung oder auf Grund der Gemeindeordnung zu Stande gekommen sind, 
gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zu Stande gekommen. 
Dies gilt nicht, wenn 
 
1. die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, 
2. der Oberbürgermeister dem Beschluss nach § 43 Gemeindeordnung wegen 
Gesetzwidrigkeit widersprochen hat oder wenn vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die 
Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder die Verletzung der Verfahrens- 
oder Formvorschrift gegenüber der Stadt Karlsruhe unter Bezeichnung des Sachverhalts, der 
die Verletzung begründen soll, schriftlich oder elektronisch geltend gemacht worden ist. 
 
Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf 
der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 
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